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Strafuebühren ohne Sinn und Zweck
)ie Kultusminister wollen Bummelstudenten zahlen lassen. Ein politisch verfehltes KonzeptzvoN DETLEF MÜLI-ER-BöuNc

ildungsministerin Edelgard Bulmahn will
sie verbieten. Die Hochschulrektorenkon-
ferenz diskutiert ihre Einfuhrungvom ers-

n Semester an. Nordrhein-\Testfalens'§Tissen-
haftsministerin Gabriele Behler und Jürgen
öllner aus Rheinland-Pfalz vereinbaren sie für
nge Nutzung: Studiengebühren sind wieder in
ler Mrinde. Dabei zeichnet sich quer durch die
rrteien ein gefährlicher Konsens ab: Die Gebühr
.r den,,Bummelstudenten".

In Baden-§V'ürtternberg ist bereits heute eine
l,on 1000 Mark fällig, wird

um mehr als vier Semester
Nordrhein-'§V'estfalen und Rhein-

nd-Pfalz haben nun vorgeschlagen, in Zukunft
dem Studenten ein so genanntes Studienkonto
nzurichten. Sind die kostenlosen Semesterstun-
:n verbraucht, muss der Student auch hier zah-
n. Im Saarland wie in Niedersachsen hat man
rnliche Pläne. Die Grundidee ist überall die glei
re:'§(/enn schon cler Mut zu generellen Studien-
:bühren fehlt, dann will man wenigstens den
rädlern Beine machen.

Aber werden so die Chancen von Studienge-
.ihren genutzt - und die durchaus vorhandenen
rzialen Risiken vermieden? Beftirworter in aller
/elt nennen insbesondere drei Effekte, die durch
:udiengebiihren bewirkt werden:
- Größere Verteilungsgerechtigkeit.'W'enn

lochschulabsolventen aus dem Studium
rdividuelle Vorteile ziehen - sie verdienen im
räreren Beruf im Durchschnitt besser und ha-
:n mehr Möglichkeiten, ihr Leben frei zu ge-
alten -, sollen sie auch eine finanzielle Gegen-
istung erbringen. Zur Zeit findet eine lJmver-

Diese Ziele sind durchaus erreichbar, wie Er-
fahrungen in Australien oder den Niederlanden
zeigen. §Tichtig sind dafiir zwei Voraussetzungen:
Die Gebühren müssen garantiert den Hochschu-
len zugute kommen - und sie dürfen nicht ver-
hindern, dass Kinder aus untcren Einkommens-
gruppen das Studium meiden. Das heißt, es müs-
sen Stipendien zur Verfügung gestellt werden so-
wie Darlehen, die die Studenten einkommensab-
hängig erst nach dem Studium zurückzahlen.
Ohne diese Rahmenbedingungen lassen sich die
Ziele von Studiengebühren nicht erreichen.

Aber genau das leisten die Modelle zur Ab-
strafung von Langzeitstudentcn nicht. Eine Kor-
rektur der ungerechten finanziellen Umvertei-
lung von unten nach oben kommt praktisch
nicht zustande. Nur fur einen Bruchteil des ge-
samten Studiums und darnit auch nur ftir einen
verschwindend kleinen Tcil scines persönlichen
Vorteils muss der Student bezrhlen. Daher bleibt
das Geld, das die Hochschulr:rr mit Langzeitge-
bühren einnehmen können, inr Umfang auch be-
scheiden. Das Prinzip ist das,r,-,leiche wie bei der
Ökost..r.t,'§V'enn das Zicl voliständig erreicht ist
- also wenn es keine Langzeitst,rdenten mehr gibt
-, sind die Einnahmen gleicl, null. Eine Über-
windung der schlechten Studi,:nbedingungen ist
so nicht zu erreichen.

Ebenso wenig schalfen
Bummelanten die
kistung und
schulen und Studenten
ren machen ein Studium
len Dienstleistung, die

belohnt, wenn sie die Studenten möglichst lange
an der Hochschule behalten.

Besonders schlimm ist, dass Langzeitstudien-
gebühren keinerlei Sozialverträglichkeit aufwei-
sen: Es gibt bei den eingeführten oder disku-
rierten Modellen keine Hilfen für Studenten,
denen das Geld fur die Strafzahlung fehlt, also vor
allem keine Darlehenssysteme. Das ist bei einer
,,Strafgebühr" folgerichtig. Aber ist dieser Ab-
schreckungseffekt sinnvoll, und sollen die Stu-
denten gerade in der Examensphase anfangen, zu
arbeiten, um ihre Strafgebühren zu bezahlen? Da-
durch würde der Studien-
abschluss sich noch weiter
verzögern.

Es gibt also nur einen
positiven Effeku L".g-
zeitgebühren führen zu ei-
ner Exmatrikulation von
,,Scheinstudenten". Dieje-
nigen, die eingeschrieben
sind, um billiger ins Kino
zu kommen oder preis-
werter U-Bahn zu fahren,
werden aus dem System
aussteigen. In Baden-\7ürttemberg hat sich di-
rekt nach Einfuhrung der Gebühren dieZahlder
Studenten um gut 12 Proze,nt verringert. Diese
Vertreibung der Karteileichen verbessert zumin-
dest die Aussagekraft der Hochschulstatistiken.
Das ist aber nt wenig.

Sollen positive Effekte von Studiengebühren
ausgehen, müssen andere Konzepte her, auch
wenn sie zunächst als politisch schwerer durch-
setzbar erscheinen. Das wird sich jedoch ändern,

§-} ee§ ev &ßt|ää§ #v-ä${r§$ m g

sondere Qualität in Lehre undAusbildung recht-
fertigen muss. Ansonsten würde sie ihre Studen-
ten verlieren und mit dem Gebuhrenmodell
scheitern. Die Gebtihren sollten aber fur die ge-
samte Studiendauer gelten, um die Verteilungs-
und Anreizziele zu erreichen.

Die Freiheit der Hochschulen darf natürlich
nicht regellos sein. So sollten sie verpflichtet
werden, die Gebüürren fur die Lehre zu verwen-
den. Der Staat kontrolliert zudem die soziale
Verträglichkeit der Darlehens- und Stipendien-
modelle, die die Hochschulen einführen. Auch

arbeitet als Leiter des Centrums
ftir Hochschulentwicklung seit
Jahren an einer Erneuerung der
Universitäten. Bei den Gebühren
fordert er kreative Lösungen

hier ist die lGeativität der einzelnen Institution
gefragt, gleichzeitig aber staatlich abgesichert,
dass jeder Studieninteressent unabhängig vom
Einkommen eine Chance auf Hochschulzugang
erhält. Außerdem muss der Staat sich verpflich-
ten, die Hochschulhaushalte nicht zurückzufah-
ren, also nicht das Geld einzusparen, das durch
die Gebühren reinkommt. Das ist nicht unrea-
listisch. Bereits heute schließen verschiedene
Bundesländer mit ihren Hochschulen gegensei-
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Die Kultusminister wollen Bummelstudenten zahlen lassen. Ein politisch verfehltes Konzept

J) ildungsministerin Edelgard Bulmahn will
H. sie verbieten. Die Hochschulrektorenkon-
-lJ frrrrrdiskutiert ihre Einführung vom ers-
ten Semester an. Nordrhein--Westfalens \Tissen-
schaftsministerin Gabriele Behler und Jürgen
Z0llner aus Rheinland-Pfalz vereinbaren sie ftir
lange Nutzung: Studiengebühren sind wieder in
aller Munde. Dabei zeichnet sich quer durch die
Parteien ein gefihrlicher Konsens ab: Die Gebi.ihr
fu r den,,Bummelstudenren".

In Baden-\7ürttemberg ist bereits heute eine
Semesterpauschale von 1000 Mark fällig, wird
die Regelstudienzeit um mehr als vier Semester
überschritten. Nordrhein-\flestfalen und Rhein-
land-Pfalz haben nun vorgeschlagen, in Zukunft
jedem Studenten ein so genanntes Studienkonto
einzurichten. Sind die kostenlosen Semesrersrun-
den verbrauchr, muss der Sudent auch hier zah-
len. Im Saarland wie in Niedersachsen hat man
dhnliche Pläne. Die Grundidee ist überall die glei-
che: \7enn schon der Mut zu generellen Studien-
gebühren fehlt, dann will man wenigstens den
t<idlern Beine machen.

Aber werden so die Chancen von Studienge-
bühren genutzt - und die durchaus vorhandenen
sozialen Risiken vermieden? Beftirworter in aller
§7elt nennen insbesondere drei Effekte, die durch
Studiengebtihren bewirkt werden:

- Größere Verteilungsgerechtigkeit. §7enn
Hochschulabsolvenren aus dem Studium
individuelle Vorteile ziehen - sie verdienen im
späteren Beruf im Durchschnitt besser und ha-
ben mehr Möglichkeiten, ihr Leben frei zu ge-
stalten -, sollen sie auch eine finanzielle Gegen-
leistung erbringen. Zur Zeit. findet eine Umver-
teilung in die andere Richtung statt: Die durch-
schnittlich schlechter Verdienenden, die nicht
studiert haben, zahlen den später besser Verdie-
nenden das Studium.

- Mehr Geld ftir die Hochschulen. Die unter-
finanzierten Hochschulen können mit den Ein-
nahmen aus StudiengebührenAngebote machen,
die den Studenten direkt zugute kommen, und
deren Betreuung verbessern.

- Ein neues Verhd.ltnis zwischen Hochschulen
und Studenten. Anders als heute treten die zah-
lenden Studenten als Leistungsempfänger auf,
Die Hochschulen müssen um sie konkurrieren
und sich auf die Interessen und Bedtirfnisse der
Studenten einstellen. Heute werden sie eher als
,,Last" und,.norwendiges Übel" begriffen.

Diese Ziele sind durchaus erreichbar, wie Er-
fahrungen in Australien oder den Niederlanden
zeigen. §Tichtig sind dafur zwei Voraussetzungen:
Die Gebühren müssen garantiert den Hochschu-
len zugute kommen - und sie dtirfen nicht ver-
hindern, dass Kinder aus unreren Einkommens-
gruppen das Srudium meiden. Das heißt, es müs-
sen Stipendien zur Verfugung gestellt werden so-
wie Darlehen, die die Studenten einkommensab-
hängig erst nach dem Studium zurückzahlen.
Ohne diese Rahmenbedingungen lassen sich die
Ziele von Studiengebühren nicht erreichen.

Aber genau das leisten die Modelle zur Ab-
strafung von Langzeitstudenten nicht. Eine Kor-
rektur der ungerechten finanziellen Umvertei-
lung von unren nach oben kommt praktisch
nicht zustande. Nur ftir einen Bruchteil des ge-
samten Studiums und damit auch nur für einen
verschwindend kleinen Teil seines persönlichen
Vorteils muss der Student bezahlen. Daher bleibt
das Geld, das die Hochschulen mit Langzeitge-
bühren einnehmen können, im Umfang auch be-
s.cheiden. Das Prinzip ist das gleiche wie bei der
Okosteuer: lVenn das Ziel vollständig erreicht isr
- also wenn es keine Langzeitstudenten mehr gibt*, sind die Einnahmen gleich null. Eine über-
windung der schlechten Studienbedingungen ist
so nicht zu erreichen.

Ebenso wenig schaffen die Strafgelder fur
Bummelanten die gewünschte Konstellarion von
Leistung und Gegenleistung zwischen Hoch-
schulen und Studenten. Langzeitstudiengebüh-
ren machen ein Studium nicht zu einer werwol-
len Dienstleistung, die Hochschulen anbieten
müssen. Im Gegenteil: Die Veranrwortung ftir
Iange Studienzeiten wird voll den Studenten zu-
geschrieben.

Abgesehen davon also, dass die Chancen von
Studiengebühren fur eine notwendige §ü'eirerent-
wicklung unseres Hochschulsysrems verran wer-
den: Es erscheint auch äußerst fraglich, ob Lang-
zeitstudiengebühren überhaupt das vordergrün-
dige Ziel, die Studiendauer zu senken, erreichen
können. Die Ursachen ftir die langen Studienzei-
ten in Deutschland sind nämlich vielfältiger, als
suggeriert wird. Lange Studienzeiten sind durch-
aus auch aufschlechte Betreuung der Studenten,
unzureichend abgestimmre Studieninhalte oder
mangelnde Studienorganisation zurückzuftihren.
Daran werden Langzeitgebühren nichts ändern:
Die Hochschulen werden ja nur dann finanziell

belohnt, wenn sie die Studenten möglichsr
an der Hochschule behalten.

Besonders schlimm ist, dass Langzeitstr
gebühren keinerlei Sozialverträglichkeit a
sen: Es gibt bei den eingefuhrten oder
tierten Modellen keine Hilfen fur Stud
denen das Geld fur die Strafzahlung fehlt, al
allem keine Darlehenssysteme. Das ist bei
,,Strafgebühr" folgerichtig. Aber ist diese
schreckungseffekt sinnvoll, und sollen di,
denten gerade in der Examensphase anfang
arbeiten, um ihre Strafgebühren zu bezahler
durch würde der Studien-
abschluss sich noch weiter
verzögern.

Es gibt also nur einen
positiven Effekt: [r.g-
zeitgebütrren fuhren zu ei-
ner Exmatrikulation von
,,Scheinstudenteri'. Dieje-
nigen, die eingeschrieben
sind, um billiger ins Kino
zu kommen oder preis-
werter U-Bahn zu fahren,
werden aus dem System
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aussteigen. In Baden-§ü'ürttemberg hat si,
rekt nach Einführung der Gebühren die Za
Studenten um gut 12 Prozent verringert.
Vertreibung der Karteileichen verbessert zr
dest die Aussagekraft der Hochschulstatis
Das ist aber zu wenig.

Sollen positive Efi[ekte von Studiengeb
ausgehen, müssen andere Konzepte her,
wenn sie zunächst als politisch schwerer d
setzbar erscheinen. Das wird sich jedoch är
sobald sichtbar wird, dass die Risiken allgen
Gebühren - Kinder aus finanzschwachen Fr
en vom Studium fernzuhalten - vermeidbar

Ein Schritt in die richtige Richtung ist
der Vorschlag, die Hochschulen selbst üb,
Gebühren entscheiden zu lassen und sie in
genzug zu verpflichten, Darlehen oder Stip
en fur Studenren aus Familien mit geringen
kommen bereitzustellen. Der Staat schreil
diesem Modell weder Gebühren vor, nocl
wickelt er Konzepte, wie sie zu erheben sind.
mehr entscheiden die Hochschulen, für vr
Studienangebote sie in welcher Höhe Gebi
erheben. Das belebt den \Tettbewerb und
dazu, dass jede Hochschule gegenüber ihrer
denten die Einführung von Gebühren durc

p

!

ö

)



22. NovEmsrn 2001 DIE ZEIT Nr.48

on ohne Sinn und Zweck
rten zahlen lassen. Ein politisch verfehltes KonzeptzVox Dnrrnn Münnn-Börrxc

e sind durchaus erreichbar, wie Er-
Australien oder den Niederlanden
ig sind dafu r zrvei Voraussetzungen:
r müssen garantiert den Hochschu-
mmen - und sie dtirfen nicht ver-
Kinder aus unteren Einkommens-
Itudium meiden. Das heißt, es müs-
n zur Verfugung gestellt werden so-
, die die Studenten einkommensab-
rach dem Studium zurückzahlen.
ahmenbedingungen lassen sich die
diengebühren nicht erreichen.
u das leisten die Modelle zur Ab-
Langzeitstudenten nicht. Eine Kor-
ngerechten finanziellen Umvertei-
ten nach oben kommt praktisch
le. Nur fur einen Bruchteil des ge-
ums und damit auch nur für einen
Ld kleinen Teil seines persönlichen
der Student bezahlen. Daher bleibt
; die Hochschulen mit Langzritge-
hmen können, im Umfang auch be-
s Prinzip ist das gleiche wie bei der
Zenn das Ziel vollständig erreicht ist
; keine Langzeitstudenten mehr gibt
,innahmen gleich null. Eine Über-
schlechten Studienbedingungen ist
'reichen.
,enig schaffen die Strafgelder ft.ir
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:in Studium nicht zu einer werwol-
.stung, die Hochschulen anbieten
Gegenteil: Die Verantwortung ftir
rzeiten wird voll den Studenten zu-

r davon also, dass die Chancen von
rren für eine notwendige'§V'eiterent-
;eres Hochschulsystems vertan wer-
eint auch äußerst fiaglich, ob Lang-
bühren überhaupt das vordergrün-
, Studiendauer zu senken, erreichen
Ursachen fur die langen Studienzei-
chland sind nämlich vielfältiger, als
rd. Lange Studienzeiten sind durch-
schlechte Bereuung der Studenten,
I abgestimmte Studieninhalte oder
rudienorganisation zurückzufu hren.
,n Langzeitgebühren nichts ändern:
rulen werden ja nur dann finanziell

belohnt, wenn sie die Studenten möglichst lange
an der Hochschule behalten.

Besonders schlimm ist, dass Langzeitstudien-
gebühren keinerlei Sozialverträglichkeit aufwei-
sen: Es gibt bei den eingeführten oder disku-
tierten Modellen keine Hilfen ftir Studenten,
denen das Geld ftir die Strafzahlungfehlt, also vor
allem keine Darlehenssysteme. Das ist bei einer
,,Strafgebtihr" folgerichtig. Aber ist dieser Ab-
schreckungseffekt sinnvoll, und sollen die Stu-
denten gerade in der Examensphase anfangen, zu
arbeiten, um ihre Strafgebühren zu bezahlen? Da-
durch würde der Studien-
abschluss sich noch weiter
verzögern.

Es gibt also nur einen
positiven Effekt: L*g-
zeitgebühren fuhren zu ei-
ner Exmatrikulation von
,,Scheinstudenten'. Dieje-
nigen, die eingeschrieben
sind, um billiger ins Kino
zu kommen oder preis-
werter U-Bahn zu fahren,
werden aus dem System
aussteigen. In Baden-'§7'ürttemberg hat sich di-
rekt nach Einftihrung der Gebühren dieZahlder
Studenten um gut 12Prcznnt verringert. Diese
Vertreibung der Karteileichen verbessert zumin-
dest die Aussagekraft der Hochschulstatistiken.
Das ist aber zu wenig.

Sollen positive Effekte von Studiengebühren
ausgehen, müssen andere Konzepte her, auch
wenn sie zunächst als politisch schwerer durch-
setzbar erscheinen. Das wird sich jedoch ändern,
sobald sichtbarwird, dass die Risiken allgemeiner
Gebühren - Kinder aus finanxchwachen Famili-
en vom Studium fernzuhalten -vermeidbar sind.

Ein Schritt in die richtige Richtung ist daher
der Vorschlag, die Hochschulen selbst über die
Gebühren entscheiden zu lassen und sie im Ge-
genzug zu verpflichten, Darlehen oder Stipendi-
en fur Studenten aus Familien mit geringem Ein-
kommen bereitzustellen. Der Staat schreibt bei
diesem Modell weder Gebühren vor, noch ent-
wickelt er Konzepte, wie sie zu erheben sind. Viel-
mehr entscheiden die Hochschulen, ftir welche
Studienangebote sie in welcher Höhe Gebühren
erheben. Das belebt den'§?'ettbewerb und fuhrt
dazu, dass jede Hochschule gegenüber ihren Stu-
denten die Einftihrung von Gebühren durch be-
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sondere Qualität in Lehre und Ausbildung recht-
fertigen muss. Ansonsten würde sie ihre Studen-
ten verlieren und mit dem Gebtihrenmodell
scheitern. Die Gebtihren sollten aber fur die ge-
samte Studiendauer gelten, um die Verteilungs-
und Anreizziele zu erreichen.

Die Freiheit der Hochschulen darf natüdich
nicht regellos sein. So sollten sie verpflichtet
werden, die Gebühren fur die Lehre zu venven-
den. Der Staat kontrolliert zudem die soziale
Verträglichkeit der Darlehens- und Stipendien-
modelle, die die Hochschulen einfuhren. Auch

arbeitet als Leiter des Centrums
für Hochschulentwicklung seit
Jahren an einer Erneuerung der
Universitäten. Bei den Gebühren
fordert er kreative Lösungen

hier ist die IGeativität der einzelnen Institution
gefragr, gleichzeitig aber staatlich abgesichert,
dass jeder Studieninteressent unabhängig vom
Einkommen eine Chance auf Hochschulzugang
erhdlt. Außerdem muss der Staat sich verpflich-
ten, die Hochschulhaushalte nicht zurückzufah-
ren, also nicht das Geld einzusparen, das durch
die Gebühren reinkommt. Das ist nicht unrea-
listisch. Bereits heute schließen verschiedene
Bundesländer mit ihren Hochschulen gegensei-
tige Vereinbarungen ab: Letztere verpflichten
sich dabei, bestimmte Ziele z,t erreichen - etwa
die Ausbildung der Studenten innerhalb einer
bestimmten Semesterzahl -, während der Staat
ihnen im Gegenzug ein festes Globalbudget von
bis zu ftinfJahren Laufteit zusagt.

Es bedarfjetzt mutiger Hochschulen, die die-
se Ideen in handfeste Konzepte umsetzen. Nur so
lässt sich erreichen, was Reformer weltweit for-
dern: mehr Verteilungsgerechtigkeit zwischen
Arm und Reich, eine htiheie Finanzierung der
Hochschulen ftir eine qualifiziertere Betreuung
und bessere Ausstattung und ein neues partner-
schaftliches Verhiiltnis von Lehrenden und Ler-
nenden. Dies alles zum Nutzen der jungen Ge-
neration und unserer Gesellschaft.
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